Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 


Drudtsadie 1157 


1953 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 1 1 1 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 64. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 27. Januar 1955 


1. Abgeordneter 

Meyer 

(Wanne-Eickel) 


2. Abgeordneter 

Dr. Preller 


3. Abgeordneter 

Dr. Lütkens 


4. Abgeordneter 

Dr. Lütkens 


Werden von der Bundesregierung mit den 
Ländern Belgien und Luxemburg Verhand- 
lungen über den Abschluß von Abkommen 
über die Sozialversicherung geführt? 

Wann ist mit dem Inkrafttreten dieser Ab- 
kommen zu rechnen? Werden innerhalb der 
Montanunionländer Verhandlungen mit dem 
Ziel geführt, die Sozialversicherungszeiten in 
diesen Ländern gegenseitig anzuerkennen? 

Wann können die Altersrentner damit rechnen, 
daß der Bundesarbeitsminister die schon vor 
dem 6. September 1953 gegebenen, später vor 
fast jeder Landtagswahl, zuletzt in Gießen 
am 23. November 1954 wiederholten Ver- 
sprechungen ein hält, für alle über 65 jährigen 
eine Altersrente von 70 bis 75 v.H. des End- 
lohnes, ähnlicli wie die Pensionen der Beam- 
ten, einzuführen? Welche Deckungsvorschläge 
hat er für die Erfüllung dieser Zusicherung 
vorbereitet ? 

Ist der Bundesregierung das Protokoll bekannt, 
welches die Außenminister der drei westlichen 
Besatzungsmächte im September 1950 auf der 
Außenministerkonferenz in New York zwecks 
Interpretation ihrer damaligen Erklärung unter- 
zeichnet haben, wonach „die Regierung der 
Bundesrepublik die einzige rechtmäßig kon- 
stituierte deutsche Regierung ist, die im Namen 
Deutschlands sprechen und das deutsche Volk 
in internationalen Angelegenheiten vertreten 
kann”? Ist sie bereit, dies wichtige Dokument 
dem Bundestag vorzulegen? 

Wie vereinbart die Bundesregierung ihre Be- 
rufung auf das Potsdamer Abkommen in der 
Fragestunde der 51. Sitzung vom 21. Oktober 
1954 (Stenographische Berichte S. 2501 C) 
mit der vom Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts in der Fragestunde der 26. Sitzung vom 
29. April 1954 (Stenographische Berichte 
S. 1048 B und C) gegebenen Antwort, nur 
die Berliner Deklarationen vom 5. Juni 1945 
sollten „nicht zerstört” werden? 


Druck; Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
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5. Abgeordneter 

Ritzel 


6, Abgeordneter 

Walter 


7. Abgeordneter 

Priebe 


8. Abgeordneter 

Amholz 


Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
damit endlich entsprechend einem Beschluß des 
Schweizerischen Bundesrates vom 24. Februar 
1953 das 1945 beschlagnahmte Vermögen der 
Deutsdien Hilfsvereine in .der Schweiz diesen 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben wieder zuge- 
führt wird? 

Ist die Bundesregierung gewillt, bei Handels- 
vertragsverhandlungen mit seefahrenden Staa- 
ten zur Bedingung zu machen, daß die Flaggen- 
diskriminierung aufhört? 

Ist es Tatsache, daß beim Bundesgrenzschutz 
für kleine Verfehlungen und Dienstvergehen 
Strafen verhängt werden, die zwar harmlos 
klingen (wie z. B. Verwarnung und Verweis), 
die in ihren Auswirkungen aber unverhältnis- 
mäßig hart sind, weil sie nicht allein Beför- 
derungssperren zur Folge haben, sondern vor 
allem auch später bei guter Führung des 
Betroffenen in den Personalpapieren nicht 
getilgt und sogar in den Entlassungspapieren 
vermerkt werden? 

Billigt die Bundesregierung, falls die diesbe- 
zügliche Meldung' der Hamburger Wochen- 
zeitung „Die Zeit” zutrifft, daß dem soge- 
nannten Ministerpräsidenten des Saargebietes, 
Hoffmann, kürzlich gestattet wurde, ein für 
einen kirchlichen Würdenträger bestimmtes 
Kristallservice zollfrei ins Bundesgebiet einzu- 
führen? 

Billigt die Bundesregierung, daß - nach der- 
selben Quelle - dem zuständigen Zollinspek- 
tor B., der seine Bedenken gegen die Recht- 
mäßigkeit der Gewährung der Zollfreiheit für 
Hoffmann begründete, von der Oberfinanz- 
direktion Neustadt geraten wurde, das frag- 
liche Gut zollfrei passieren zu lassen? 

Billigt die Bundesregierung ferner, daß, als 
Zollinspektor B. in pflichtgemäßer Anwendung 
des § 56 des Bundesbeamtengesetzes diesen 
Rat aus wohlerwogenen, schriftlich niederge- 
legten Gründen nicht befolgte, er einfach 
umgangen wurde und ein anderer Zollbeam- 
ter Hoffmann mit seinem Kristallservice durch- 
ließ, ohne den tarifgemäßen Zoll zu erheben 
und^dadurch immerhin von einer Bundesmittel- 
behörde Hoffmann mittelbar als Staatsober- 
haupt und das Saargebiet als Ausland aner- 
kannt worden ist? 



9. Abgeordneter Wann können die deutschen Kriegsopfer mit 
Matthes ständigem Wohnsitz im Ausland damit rechnen, 

daß der Herr Bundesminister für Arbeit die 
Neuregelung bekannt gibt, die die im Ausland 
lebenden Versorgungsberechtigten mit den im 
Inland lebenden in Bezug auf die Gewährung 
der Grund- und Ausgleichsrente gleichstellt, 
wie dies bei der Beantwortung der Kleinen 
Anfrage der Bundestagsfraktion der Deutschen 
Partei vom 23. Juli 1954 als „in kurzer Zeit” 
bevorstehend angekündigt wurde? 

Sind die damals genannten 6 416 unerledigten 
Versorgungsanträge aus diesem Personenkreis 
inzwischen auf gearbeitet worden? 

10. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, dal^ vom 

Dr. Schranz Besatzungskostenamt Frankfurt (Main) laut 

Kostenkatalog imonatlich allein eine Million DM 
für neue Kühlschränke an die in Frankfurt 
stationierten amicrikanischen Besatzungsange- 
hörigen gezahlt und vom gleichen Amt für 
die gleiclie Zeitspanne ebenfalls eine Million DM 
für Transporte, und zwar ausschlicßlidi Möbel- 
transporte, ausgegeben werden müssen? 

Hat die Bundesregierung bisher Schritte unter- 
nommen, in Verhandlungen mit den alliierten 
Dienststellen Abstriche dieser unwahrscheinlich 
hohen Kosten zu erreichen? 

11. Abgeordneter Ist der Herr Bundesminister für Arbeit bereit, 

Matthes den Runderlal,^ vom 31. Dezember 1953 

(Az. 2 c 5 2995. 10) dahingehend abzuändern, 
daß das Betreuungsverfahren für Kriegsver- 
urteilte, die im Gnadenwege aus den im 
Bundesgebiet befindlichen Haftanstalten ent^ 
lassen werden, dem für Spätheimkehrer nach 
§ 28 a des Heimkehrergesetzes an geglichen 
wird und die diffamierende Bezeichnung 
„Inlandsgefangener” entfällt? 

12. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 

Knapp Entschädigungen für die Manöverschäden 1953 

immer noch nicht ausgezahlt wurden und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Auszahlung zu beschleunigen? 

13. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
Kahn-Ackermann den Bestimmungen des deutschen Weingesetzes 

beim Verkauf von Importweinen, insbesondere 
solchen aus dem Südostraum, nach drück lieh st 
Geltung zu verschaffen? 



14. Abgeordneter 
Dr. Becker 
(Hersfeld) 


15. Abgeordneter 
Dr. Bedter 

(Hersfeld) 


16. Abgeordnete 
Frau Bennemann 

17. Abgeordneter 

Dr. Stammberger 


18. Abgeordnete 
Frau Dr. Dr. h. c. 
Lüders 


19. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


20. Abgeordneter 

Dr. Mommer 


Ist es richtig, daß die Verwaltung der Auto- 
bahnen die Errichtung weiterer Rasthäuser 
und die Vergrößerung bestehender in eigener 
Regie plant, Hinweise auf diese Raststätten 
an der Autobahn errichtet und zuläßt, ande- 
rerseits aber Hinweise auf die in der Nähe 
der Autobahn liegenden Hotels und Gasthäuser 
im Privatbesitz wegen angeblicher Gefährdung 
des Verkehrs verbietet? 

ist der Dienststelle Blank bekannt, daß in 
der Presse, oft in Abständen von wenigen 
Tagen, Nachrichten verbreitet werden, die 
den Anschein erwecken, als wenn sie aus der 
Dienststelle Blank stammten, und die Fragen 
der Dienstzeit, der Einberufung, des Ober- 
befehls, der Kosten der Wiederaufrüstung und 
dergleichen betreffen? Was gedenkt die Dienst- 
stelle Blank zu tun, um, wenn diese Angaben 
nicht aus der Dienststelle Blank stammen und 
unzutreffend sind, diese Irreführung der 
öffentlichen Meinung zu unterbinden? 

Wann ist mit der Vorlage eines Körperbe- 
hindercengesetzes im Bundestag zu rechnen? 

Billigt die Bundesregierung die Forderung 
des Herrn Bundesministers der Finanzen auf 
der Tagung des CSU-Landesausschusses in 
München vom 18. Dezember 1954, als Antwort 
auf die Regierungsbildung m Bayern müsse 
im Bundestag energisch die Einführung des 
Zweiparteiensystems in der Bundesrepublik 
angestrebt werden? 

Die Bundesregierung wird um Auskunft über 
das Schicksal der in den Lagern des soge- 
nannten „Lebensborns” geborenen unehelichen 
Kinder sowie darüber gebeten, auf wessen 
Kosten und unter wessen Aufsicht diese Kinder 
heute versorgt und erzogen werden. 

Beabsichtigt die Bundesregierung, neue Num- 
mernschilder für Kraftfahrzeuge mit der Maß- 
gabe einzuführen, daß alle alten Nummern- 
schilder auf Kosten der Inhaber kurzfristig 
gegen neue ausgewechselt werden müssen? 

Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
dem für die Dauer von drei Monaten ausge- 
sprochenen Verbot der Zeitung „Rheinpfalz** 
im Saargebiet bei? 



21. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


22. Abgeordneter 
Schneider 
(Bremerhaven) 


23. Abgeordneter 

Ritzel 


24. Abgeoi dneter 

Amholz 


25. Abgeordneter 

Amholz 


Ist sichergestellt, daß bei den Erörterungen 
über eine zweite Novelle zum Gesetz zu Ar- 
tikel 131 GG auch der Personenkreis der 
früheren Angestellten und Arbeiter des öffent- 
lichen Dienstes eine entsprechende Berücksich- 
tigung erfährt? 

Entspricht es den Tatsachen, daß von den 
ohnehin knapp bemessenen Mitteln für den 
Straßenbau infolge des Streits um die Zu- 
ständigkeiten zwischen den Behörden der 
Länder und des Bundes im laufenden Haus- 
haltsjahr zwischen 50 und 80 Millionen DM 
nicht ausgegeben werden und damit nach 
den Bestimmungen der Haushaltsordnung 
verfallen ? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
unternommen, um in der Frage der in der 
Hauptsache von Belgien zum Nachteil der 
deutschen Diamantschleifer ausgehenden Boy- 
kott-Bewegung zu einer Verständigung zu 
gelangen ? 

Ist es richtig, daß in einem der Bescheide, 
die den Antrag der Frau Elis. Faust in Leese 
(Krs. Nienburg 'Weser) auf Gewährung der 
Spät heim kch rer “En t ädigung ablehnen, nach 
dem Hinweis darauf, daß die Behörde an die 
gesetzlichen Vorschriften gebunden sei, der 
Zusatz: „Für das Zustandekommen dieser 
Paragraphen aber sind wir nicht verantwort- 
lich" enthalten ist? 

Wenn ja : Billigt der Herr Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 
die Form dieses Zusatzes? 

Ist es richtig, daß die in Friedland unter 
Nr. 10293 registrierte Spätheimkehrerin Elis. 
Faust, jetzt wohnhaft in Leese (Krs. Nien- 
burg/Weser), von einem sowjetischen Gericht 
zu fünf Jahren Zwangsarbeit verurteilt und 
in ein Lager am Ural geschickt wurde, weil 
sie, nachdem zwei ihrer fünf Kinder an 
Hungertyphus gestorben waren, in ihrer ost- 
preußischen Heimat auf einem Kolchosen- 
acker nachts Kartoffeln auflas, um die drei 
ihr verbliebenen Kinder vor dem Verhungern 
zu retten? 

Hält die Bundesregierung, falls diese Frage 
zu bejahen ist, die Bescheide für begründet, 
die die Gewährung der Spätheimkehrer-Ent- 
schädigung an Frau Faust nach dem Kriegs- 
gefangenenentschädigungsgesetz ablehnen, weil 



26. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


27. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


28. Abgeordneter 

Schmidt 

(Hamburg) 


sie nicht in ursächlichem Zusammenhang mit 
den Kriegsereignissen von einer ausländischen 
Macht festgehalten wurde ? 

Ist die Bundesregierung bereit, unverzüglich 
eine Verordnung auf Grund des § 44 des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes zu er- 
lassen, nach der Fälle dieser und ähnlicher 
Art als mittelbar in ursächlichem Zusammen- 
hang mit den Kriegsereignissen stehend anzu- 
erkennen sind, oder wird die Bundesregierung 
dem Bundestag einen Gesetzentwurf vorlegen, 
der diese Fälle regelt? 

Ist der Herr ßundesminister für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte - falls er sich 
zu einem Vorgehen gemäß der Frage 3 nicht 
in der Lage sieht - bereit, sich mit allem 
Nachdruck dafür einzusetzen, daß unverzüg- 
lich von der Bundesregierung bei den gesetz- 
gebenden Körperschaften der Entwurf eines 
Ergänzungsgesetzes zum KgfEG eingebracht 
wird, das ablehnende Entscheidungen der hier 
in Rede stehenden Art ausschließt, da sie in 
der Bevölkerung nicht verstanden werden? 

Warum hat der am 31. Januar 1949 zwischen 
der Arbeitsgemeinschaft Nahverkehr und der 
Hauptverwaltung der Deutschen Reichsbahn 
geschlossene Rahmenvertrag, der durch aus- 
führliche ßestimnrangen eine wesentlich ver- 
besserte Zusammenarbeit zwischen den Ver- 
tragspartnern ermöglichen sollte, praktisch nur 
geringfügige Auswirkungen gehabt? Ist der 
Herr Bundesminister für Verkehr bereit, darauf 
hinzuwirken, daß dieser heute noch gültige 
Vertrag endlich zum Tragen gebracht wird? 

Beruht die in den Vorbemerkungen zum 
Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 
1955 mit etwa 6 v. H. geschätzte Steigerung 
des Bruttosozialproduktes auf einem wirt- 
schaftswissenschaftlich einwandfrei ermittelten 
National-Budget? Wenn nicht: auf welchen 
Berechnungen beruht diese Angabe sonst? 

Ist dem Herrn Bundesminister der Finanzen 
der Entschädigungsantrag des Vereins Natur- 
schutzpark e. V. wegen der durch britische 
Panzerfahrzeuge im Naturschutzpark Lüne- 
burger Heide angerichteten Schäden bekannt 
geworden? Was, ist veranlaßt worden? 

Haben entsprechend einer durch die Dienst- 
stelle Blank im Bunc3estagsausschul5 für Fragen 
der europäischen Sicherheit gegebenen Zusage 



29. Abgeordneter 

Thieme 


30. Abgeordneter 

Thieme 


31. Abgeordneter 

Regling 


32. Abgeordneter 

Berlin 


weitere Verhandlungen mit der Besatzungs- 
macht stattgefunden, um diese zu einer 
Inanspruchnahme des ehemaligen Truppen- 
übungsplatzes Munster-Nord anstelle des 
Naturschutzparks zu bewegen? 

Sind dem Herrn Bundesminister für Verkehr 
die Klagen der Almbauern an der Queralpen- 
straße bekannt, die sich vergeblich um Ein- 
lösung vertraglicher Zusicherungen der ehe- 
maligen Reichsstraßenverwaltung bemühen, 
wonach die Errichtung von Viehzäunen und 
die Kosten ihrer Unterhaltung durch das 
Deutsche Reich zu übernehmen waren? Ist 
der Herr Bundesminister für Verkehr bereit, 
ohne langwierige Erhebungen eine Erklärung 
abzugeben, ob der Bund die seinerzeitigen 
Vertragsklauseln bis zum diesjährigen Weide- 
viehaustrieb gegebenenfalls zu erfüllen beab- 
sichtigt ? 

Wenn cs zutrifft, daß unsere Außenhandels- 
vertretungen nur die Möglichkeit haben, zwei 
Tageszeitungen zu abonnieren, ist dann das 
Auswärtige Amt bereit, wibder Freistücke von 
deutschen Tageszeitungen und illustrierten 
Wochenzeitschriften über Kurierpost zu be- 
fördern, nachdem diese Versandart seit August 
des vorigen Jahres eingestellt bzw. eingeschränkt 
worden ist? 

Warum hat das Bundesfinanzministerium die 
über das Bundeswirtschaftsministerium im 
Juni und Dezember 1954 angeforderten je 
2,5 Millionen DM für Gewerbeförderung des 
Handwerks, die der Bundestag und der Bundes- 
rat für 1954/55 im AOH bewilligten, bis heute 
nicht angewiesen? 

Da die veranlaßte neue Überprüfung der 
Anspruchsberechtigung der Personen, die unter 
das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz fal- 
len, sowie die Berechnung der 26 Dringlich- 
keitsstufen bei vielen Spätheimkehrern Zweifel 
darüber haben aufkommen lassen, ob in dem 
im Gesetz vorgesehenen Zeitraum die Durch- 
führung der Entschädigungszahlungen auch 
wirklich erfolgt, frage ich die Bundesregierung, 
ob sie sicherstellen wird, daß die Durchführung 
des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes in 
der im Gesetz festgelegten Zeit von fünf 
Jahren bzw. unter Berücksichtigung eines 
Beschlusses des Bundestages bis zum Jahre 1959 
auch wirklich erfolgt? 


Bonn, den 21. Januar 1955 



